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Dublin-III-Center im Land Bremen – Wahlkampfbedingte Nebelkerze oder 
Migrationswende? 
 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Wiebke Winter, Frank Imhoff und 
Fraktion der CDU 
 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wann hat der Bremer Senat beschlossen, spezielle Dublin-III-Center im Land 
Bremen einzurichten und durch welche Neuerungen an den Standorten werden die 
bisherigen Flüchtlingsunterkünfte zu Dublin-III-Centern? 
 
2. An welchen beiden Standorten wurden die in der Presse verkündeten Dublin-III-
Center im Land Bremen eingerichtet und wann? 
 
3. Welchen Mehrwert hat die Einrichtung der beiden Dublin-III-Center in Bremen in 
der jetzigen Ausgestaltung und wie wird dadurch die Fallbearbeitung und 
Rückführung beschleunigt? 
 
 
Zu Frage 1: 
Die Freie Hansestadt Bremen hat im Januar 2025 entschieden, Dublin-Fälle im 
Allgemeinen vorläufig nur noch in bestimmten Einrichtungen aufzunehmen. Damit 
wurde dem Wunsch des Bundesministeriums des Inneren in diesem Sinne 
entsprochen und zudem die Abstimmung von Organisationsprozessen zwischen den 
zuständigen Behörden und Ämtern optimiert. Weitere Neuerungen sind nicht 
eingeführt worden. 
Die Praktikabilität dieses Verfahrens wird im Weiteren überprüft.  
 
Zu Frage 2: 
Alle Dublin-Fälle durchlaufen, wie bisher, in der Erstaufnahmeeinrichtung in der 
Lindenstraße den regulären Aufnahmeprozess. Eine dauerhafte Unterbringung in der 
Lindenstraße ist aber nicht möglich, weil dort die notwendigen Aufnahmekapazitäten 
für neu ankommende Personen vorgehalten werden müssen. Dublin-Fälle werden 
schwerpunktmäßig auf andere Erstaufnahmeeinrichtungen verteilt. Alleinreisende 
werden derzeit in der Birkenfelsstraße untergebracht, Familien in der Duckwitzstraße. 
Besonders vulnerable Personen aus der Gruppe der Dublin-Fälle – wie zum Beispiel 
Schwerkranke – werden unabhängig von dieser Regelung in der am besten für sie 
geeigneten Unterkunft untergebracht. Eine eigenständige Einrichtung ausschließlich 
für Dublin-Fälle ist nach derzeitigem Sachstand nicht vorgesehen.  
 
Zu Frage 3:  
Für die Umsetzung des Dublin-Verfahrens ist eine besonders enge Abstimmung und 
Kooperation aller zuständiger Stellen erforderlich. Die Beschränkung auf wenige 
Standorte ist mit dem Ziel verbunden, auf personeller Ebene 
Kompetenzschwerpunkte für die Gegebenheiten des Verfahrens auszubilden.  
Das Bundesministerium des Inneren hat für den Fall der gemeinsamen 
Unterbringung zugesagt, dass die Bundespolizei im Rahmen ihrer Kapazitäten bei 
der Zuführung zu den Flughäfen unterstützen wird. Demgegenüber stehen die 
konkreten Bedarfe der Schutzsuchenden im Einzelfall, dem die Fallbearbeitung auch 
gerecht werden muss. 


